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"AGRARPOLITI seHE ATEMPAUSE" DURCH SOZIALES MARKTENTLASTUNGSPROGRAMM? 

von 

Ludger W I L S T A C K E, Klaus K L ARE und Konrad HAG E D 0 R N 

Braunschweig-Völkenrode 

1. Ei nl ei tung 

In der Zeit vom Herbst 1985 bis zum Sommer 1986 wurde im BML ein Konzept 
zur Flächensti 11 egung entwickelt, das - zunächst als "Soziales Marktent­
lastungsprogramm - SMP" (KIECHLE nach AGRA-EUROPE, 1), später al s "EG­
weites Marktentlastungsprogramm - MP" (BOHNER und GOCHT, 4, s. 17) be­
zeichnet wurde. Im wesentlichen handelt es sich dabei um ein um vorüber­
gehende Betriebsstillegungen erweitertes Vorruhestandsmodell , bei dem die 
Eigentums- und ggf. auch Pachtflächen der ausscheidenden Betriebsinhaber 
nicht unmittelbar, sondern erst nach einer zehnjährigen Stillegungsphase 
an aufstockungswillige Betriebe verpachtet werden können. Der vorgelegte 
Rohentwurf (vgl. AGRA-EUROPE, 1986 a; Unser Land, 1986) des SMP ist in 
diesem Band bereits von Bühner und Gocht beschrieben worden, so daß hier 
auf eine Wiederholung verzichtet werden kann. 

2. Das Soziale Marktentlastungsprogramm als Vor- oder Zwischenstufe 
für ein langfristiges Reformkonzept 

Da vielfältige Gründe und Erfahrungen (vgl. z.B. HENZE, 8) gegen Flächen­
stillegungen als dauerhaftes Element der Agrarpolitik sprechen, kann ein 
weitgehender Konsens sowohl unter Agrarökonomen als auch unter Agrarpo­
litikern vorausgesetzt werden, daß ein solches Instrumentarium nur vor­
übergehend eingesetzt werden sollte. Unter dieser Prämisse muß eine Wir­
kungsanalyse des SMP hauptsächlich auf die Beantwortung der Frage ausge­
richtet sein, ob es als vor- oder zwischengeschaltetes Provisorium einen 
problemlösenden Beitrag zu einer langfristig orientierten Strategie zur 
Reform der EG-Agrarpolitik leisten kann. Der dadurch gewonnene Zeit- und 
Handlungsspielraum wäre dann für eine auf Dauer angelegte Erneuerung der 
Agrarpolitik verwendbar. Dieser Vorstellung von einer produktiven Kombi­
nation aus Problemverschiebung und -verarbeitung entspricht auch der von 
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SCh,itt und Thoroe (9, S. 14) unterbreitete Vorschlag, Flächenstille­
gungsprogranme nur vorübergehend und al s fl ankierende Maßnahme für ei ne 
Agrarpreispolitik einzusetzen, die auf einen langfristigen Marktausgleich 

·ausgerichtet ist. Wenn das SMP eine solche Funktion übernehmen soll, muß 
es hauptsächlich zwei Bedingungen erfüllen: 

(1) Diese Zwischenlösung muß das "Luftholen" tatsächlich ennöglichen, und 
zwar in doppelter Hinsicht: Einmal muß sie den Problemdruck auf den Agrar­
märkten und in der Landwirtschaft tatsächlich kräftig lindern, und zum 
anderen muß ein derartiges Programm so geartet sein, daß es politisch 
schnell und unproblematisch konsensfähig und darüber hinaus verwaltungs­
technisch ohne größere Schwierigkeiten praktikabel wird, da die verfüg­
baren agrarpolitischen Energien und Ressourcen für die Vorbereitung und 
Durchsetzung einer nachhaltigen Kursänderung des Gesamtsystems gebraucht 
werden. 

(2) Eine ZWischenlösung muß darüber hinaus inhaltlich und instrumentell 
so gestaltet sein, daß sie möglichst bereits in die Richtung wirkt, die 
später mit dem reformierten Gesamtsystem angestrebt wird. Mindestens muß 
eine Zwischenlösung jedoch in dieser Hinsicht indifferent sein, d.h. sie 
darf keine Elemente enthalten, die die später einzuschlagenden Wege ver­
sperren oder deren Betreten erschweren. Diese Voraussetzung gilt für tech­
nische und ökonomische Aspekte, sie gilt möglicherweise aber noch wesent­
lich mehr für ideologische Strömungen in der Agrarpolitik, Interessenkon­
stellationen der Agrarpolitiker und politische Erwartungshaltungen der 
Landwirte. 

Das SMP weist verschiedene Wirkungseigenschaften auf, die befürchten las­
sen, daß es eher das Gegenteil als die Erfüllung der eben genannten Be­
dingungen bewirken wird. Diese Schlußfolgerung ergibt sich aus bestimmten 
charakteristischen Wirkungen des Progranms, die in einer ausführlichen 
Untersuchung dargelegt worden sind (vgl. HAGEDORN, KLARE und WILSTACKE, 
6). In diesem Diskussionsbeitrag können nur einige Hauptergeb·nisse der 
o.g. Analyse zusammenfassend und unter Verzicht auf eine detaillierte 
Ableitung wiedergegeben werden. 
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3. Problemverschiebungen und neu geschaffene Probleme durch das 
Soziale Marktentlastungsprogramm 

Charakteristisch für die Wirkungsweise des SMP ist die Verschiebung bis­
heriger und die Entstehung zusätzlicher Probleme der Agrarpolitik. Der 
Entwurf des SMP läßt zahlreiche essentielle Fragen unbeantwortet, die 
nicht nur verwaltungstechnische Probleme, sondern auch die Abstimmung mit 
anderen Bereichen der Agrarpolitik, insbesondere aber die Einordnung der 
empfohlenen vorübergehenden Betriebsstillegungen in eine langfristige Ge­
samtstrategie zur Reform der EG-Agrarpolitik betreffen. Folgende Punkte 
stellen sich als besonders problematisch heraus: 

(1) Anstatt der Agrarpolitik eine Denkpause zur Entwicklung eines lang­
fristigen Reformkonzepts zu verschaffen, stellt das SMP voraussichtlich 
zusätzliche Anforderungen an das Konfliktregulierungsvermägen der agrar­
politischen Institutionen und Organisationen. Die Implementation, Durch­
führung und Kontrolle des Programms sind mit einer Vielzahl nur begrenzt 
lösbarer praktischer Probleme verbunden, die sich aus punktuellen Un­
stimmigkeiten und Mängeln in der Ausgestaltung des SMP ergeben oder auch 
grundsätzlicher Art sind. Außerdem bestehen z.B. gravierende Widersprü­
che zwischen der gleichzeitigen Gewährung von Ausgleichszulagen in den 
mittlerweile stark ausgedehnten sogen. "benachteiligten Gebieten" bzw. 
der Verabschiedung des Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsgesetzes 
(BGBl I·, 1986, S. 1070) einerseits und dem SMP andererseits. Die zuerst 
genannten Maßnahmen sind auf eine Weiterbewirtschaftung landwirtschaft­
lich genutzter Flächen ohne (Extensivierungs-)Auflagen bzw. auf die Er­
haltung einer möglichst großen Zahl bäuerlicher Familienbetriebe ausge­
richtet, das SMP soll dagegen genau das Gegenteil bewirken. Mit der Ver­
abschiedung des Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsgesetzes ist von 
den Politikern allerdings eine zugunsten der Weiterbewirtschaftung wir­
kende Entscheidung getroffen worden. Dies verringert die relative Vorzüg­
lichkeit des SMP, zumal nach den Erfahrungen mit der früheren Landabgabe­
rente und den Ergebnissen einer diesbezüglichen Umfrage (WILSTACKE, 11) 
die Erwartungen des 8ML zur Teilnahmebereitschaft zu optimistisch erschei­
nen, so daß eine Erhöhung der Attraktivität erforderlich wäre. 

(2) Marktentlastende Wirkungen treten in begrenzter Form auf, allerdings 
undifferenziert. Die dadurch erreichbare Einschränkung der Milchproduk­
tion ist primär auf die gleichzeitig gewährte Milchrente zurückzuführen, 
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und ,bei Getreide ist lediglich ein verlangsamtes Wachstum der Oberschuß­
proiluktion zu erwarten. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß das Flächen­
stillegungsprogramm nur im Sinne einer Niveau- (und Zeit-)verschiebung 
wirkt, aber keinen Einfluß auf die ungehindert fortbestehende Dynamik des 
Entstehens weiterer Oberschußkapazitäten, z.B. als Folge von Ertragszu­
wächsen, hat. Die aktuellen Haushaltsbelastungen werden voraussichtlich 
nicht sinken, da lediglich eine Umschichtung von Finanzmitteln angestrebt 
wird. Möglicherweise ist sogar eine Steigerung der Haushaltsansätze er­
forderlich und vielleicht sogar politisch bereits vorgesehen, wie jüngste 
Äußerungen des Bundeslandwirtschaftsministers zeigen (AGRA-EUROPE, 1986 b). 

(3) Die aktuellen Einkommensprobleme der Landwirtschaft, die in allen 
Alters- und Betriebsgruppen vorhanden sind, werden nicht in ihrer gesam­
ten Breite zu lösen versucht, sondern lediglich für eine Gruppe von äl­
teren Landwirten. Allerdings ist die ihnen gebotene Marktentlastungsprä­
mie nicht nach sonst üblichen sozialen Kriterien ausgerichtet, da deren 
Ausgestaltung gleichzeitig dem angestrebten Flächenstillegungsziel Rech­
nung tragen muß. Jüngeren Inhabern von einkommensschwachen und nicht ent­
wicklungsfähigen Haupterwerbsbetrieben wird weder eine Verbesserung ihrer 
aktuellen sozialen Lage angeboten noch eine Perspektive für künftige Ein­
kommensverbesserungen vermittelt. Im übrigen führt der mit den Betriebs­
stillegungen verbundene Pachtflächenentzug zu verringerten Aufstockungs­
möglichkeiten für wachstumswillige Betriebe mit entsprechenden einkom­
menspolitischen Konsequenzen. Ferner bewirkt die staatlich herbeigefuhrte 
Bodenverknappung wegen der damit verbundenen Pachtpreiseffekte eine Ein­
kommensumverteilung zugunsten der Bodeneigentümer. 

(4) Der sich bislang relativ kontinuierlich vollziehende Prozeß des 
Strukturwandels, der durch ein Nebeneinander von Auflösung und Aufstok­
kung von Betrieben gekennzeichnet ist, wird durch das SMP erheblich ge­
stört und gehemmt werden. Das durch die Betriebsstillegungen in der An­
laufphase ausgelöste Vorziehen von Betriebsaufgaben führt in der Haupt­
phase des Programms zu einem entsprechenden Ausfall von Betriebsauflö­
sungen und folglich zu einem massiven Entzug von Pachtflächen, die in der 
sich dann anschließenden Auslaufphase infolge der Beendigung der Still­
legungsfrist auf wenige Jahre zusammengedrängt und daher in stark über­
proportionalem Umfang zur Verpachtung anstehen. Diese extremen Wellenbe­
wegungen hinsichtlich des Pachtflächenangebots mit entsprechend gegen-
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läufigen Ausschlägen der Pachtpreise erschweren den im Produktionsprozeß 
verbleibenden Landwirten den ohnehin schwierigen Prozeß struktureller An­
passung. Demnach werden die nach wie vor bestehenden Anpassungsnotwendig­
keiten nicht abgebaut, die Anpassungsmöglichkeiten dagegen erheblich be­
einträchtigt. Das politisch ausgelöste Wechselbad auf dem Pachtmarkt be­
deutet einen Verlust an Orientierungsmöglichkeiten für vorausplanende 
Betriebsinhaber. 

(5) Zum Problemkreis der Umweltbeeinträchtigung durch die heutige Landbe­
wirtschaftung wird kein direkter Lösungsbeitrag geleistet, und es wird 
auch kein Ansatz geliefert, der als Ausgangsbasis für bestimmte darauf 
aufbauende Umweltkonzepte dauerhafter Art dienen könnte. Die räumliche 
Streuung der stillgelegten Flächen sowie die mangelnde zeitliche überein­
stimmung und die Befristung ihrer Stillegung lassen eine Zusammenlegung 
der Flächen für systematisch durchgeführte Umweltprojekte zu einer uner­
füllbaren Koordinationsaufgabe werden. Insbesondere ist zu befürchten, 
daß es zu einer polarisierten Organisation der Flächennutzung kommt, in­
dem eine strenge Trennung zwi schen Agrarprodukti onsflächen auf der ei nen 
Seite und Nichtproduktionsflächen auf der anderen Seite institutionali­
siert wird. Dies engt den Spielraum für vielfaltigere Varianten und 
differenziertere Konzepte einer umweltgerechteren Landwirtschaft unnötig 
ein. Außerdem löst das SMP neue umweltpolitische Diskussionen aus, weil 
die mit dem SMP-Entwurf implizit vertretene These, ein Beitrag zum Umwelt­
schutz sei als ein quasi automatisch erstelltes Kuppelprodukt der Still­
legung von Flächen zu erwarten, im Widerspruch zu der bisher im Zusammen­
hang mit dem Bergbauernprogramm und der Landwirtschaftsklausel des Natur­
schutzgesetzes üblichen Argumentation steht, die Bewirtschaftung von 
Flächen sei per se als Umweltschutz einzuordnen. In solchen Argumenta­
tionsmustern kommt im übrigen die Tatsache zum Ausdruck, daß die Agrar­
umweltpolitik immer mehr als zusätzlicher Aktionsparameter für agrarpo­
litisches Rent Seeking instrumental isiert wird. 

(6) Trotz dieser voraussehbaren problematischen Wirkungen des SMP könnte 
seine Realisierung im Eigeninteresse der beteiligten Agrarpolitiker lie­
gen, wenn es ihnen eine stimmenmaximierende intertemporale Allokation 
politisch-ökonomischer Aktivitäten ermöglichen würde. Doch auch diese 
Erwartung ist nicht realistisch: Die in der Ausgestaltung des SMP ange­
legten Mechanismen der Problementstehung und Problemverschiebung können 
allenfalls kurzfristig ein geeignetes Mittel für einen politischen 
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Unternehmer sein, um für die nächste Wahl bzw. Beförderung seine Chancen 
zu erhöhen. Aber es ist für ihn so gut wie überhaupt nicht kalkulierbar, 
ob die spätere (Re-)Aktivierung der zusätzlich entstehenden oder nur ver­
schobenen Probleme noch in die Zeit seiner eigenen politischen Karriere 
fällt oder nicht. Er kann ebenfalls nicht voraussehen, ob sie in eine 
künftige Regierungszeit seiner eigenen oder einer anderen Partei fallen 
wird, ob er also eine Zukunftshypothek für die eigene oder eine andere 
Partei aufnimmt. Aller Voraussicht nach wird eine Kombination aus SMP 
und aktiver Preispolitik wegen der dadurch zusätzlich bzw. zeitverscho­
ben hervorgerufenen Konflikte der Popularität eines Agrarpolitikers mehr 
schaden als nützen. Infolgedessen wird er sich gegen diese Politikkombi­
nation entscheiden, sofern er sich als stimmenmaximierender politischer 
Unternehmer verhält und dieses Stimmenmaximierungskalkül nicht nur auf 
einen sehr kurzen Zeitraum, sondern auf mehrere Legislaturperioden an­
wendet. 

4. Alternativen zum Sozialen Marktentlastungsprogramm 

Das seit einiger Zeit immer deutlicher zum Ausdruck gebrachte Votum maß­
geblicher Agrarpolitiker für eine Kombination aus Mengenbegrenzungen, 
beim SMP in der Form von Flächenstillegungen, und aktiver Preispolitik 
bedeutet im Grunde, daß gesellschaftliche Koordinationsmechanismen gerade 
in solchen Bereichen eingesetzt werden, für die sie kein ausgeprägtes 
Koordinationsvermögen besitzen: 

(1) Eine marktorientierte Agrarpreispolitik wäre als Instrument der in­
direkten Steuerung geeignet, Allokationsprobleme des Agrarsektors, z.B. 
Abbau von Oberschußkapazitäten, besser zu lösen. Stattdessen sollen hier 
Instrumente der direkten Lenkung eingesetzt werden. 

(2) Unmittelbare Einkommenstransfers und Strukturverbesserungsmaßnahmen 
als Instrumente der direkten Lenkung wären besser zur Lösung von Einkom­
mensproblemen in der LandWirtschaft geeignet. Stattdessen werden hier In­
strumente der indirekten Steuerung eingesetzt, insbesondere eine Preis­
stützungspol itik. 

Die politische Erklärung für diese "Verwechslung" von Koordinationsmecha­
nismen ist darin zu sehen, daß die Kombination aus Preisstützung und 
Mengenbegrenzung als einkommenspolitisches Instrument im sozialpoliti-
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schen Sinne zwar ineffizient, im agrarpolitischen Sinne aber durchaus 
effizient sein kann, da in der Sozialpolitik und in der Agrarpolitik un­
terschiedliche Grundregeln der Einkommensumverteilung gelten oder zumin­
dest praktiziert werden (vgl. HAGEDORN, 7): Von breit gestreuten Einkom­
mensumverteilungsströmen, wie sie von der Agrarpreis- aber auch der 
Agrarsozialpolitik ausgehen, profitieren auch solche Landwirte, die im 
Falle gezielter, an der individuellen Bedürftigkeit orientierter Einkom­
mensübertragungen keine staatlichen Transfers erhalten würden. 

Allerdings ist eine solche Fehlanwendung gesellschaftlicher Koordina­
tionsmechanismen kaum auf längere Dauer durchzuhalten. Eine Reformstra­
tegie zur schrittweisen Korrektur der Agrarpolitik hat daher vor .allem 
folgendes zu berücksichtigen: 

(1) Es ist ein langfristiges Konzept zur politischen Akzeptanz einer re­
striktiveren Agrarpreispolitik zu entwickeln, das vor allem begleitende 
sozial- und strukturpolitische Hilfen erfordert. 

(2) Daher sollten gleichzeitig soziostrukturelle Maßnahmen zur Abfederung 
und Unterstützung der durch Preissenkungen verstärkten strukturellen An­
passungsvorgänge eingeführt werden. Zu empfehlen ist eine Abkoppelung 
der Vorruhestandskomponente des SMP von Flächenstillegungsmaßnahmen, um 
die Effizienz des Mitteleinsatzes im Hinblick auf sozial- und strukturpo­
litische Ziele zu erhöhen. Darüber hinaus sollte auch die Mobilität 
jüngerer Landwirte durch weitere soziostrukturelle Maßnahmen gefördert 
werden. 

(3) Eine weitere, wesentliche Reformkomponente ist in der konzeptionel­
len und praktischen Weiterentwicklung der Agrarumweltpolitik zu sehen. 
Die primäre Legitimation einer solchen Agrarumweltpolitik kann nur aus 
dem Ziel einer den Erfordernissen der Umwelt angemessenen Landnutzung 
abgeleitet werden. Da dieses die Faktorverfügbarkeit wesentlich verrin­
gern könnte, muß auch die ökonomische Ausrichtung der Agrarpolitik hier­
auf abgestimmt werden: Je größer die Faktorverknappung durch eine Agrar­
umweltpolitik voraussichtlich sein wird, desto höher können die agrarpo­
litisch regulierten ökonomischen Anreize für die Agrarproduktion bleiben 
und umgekehrt. 
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Der Vorschlag einer Abkoppelung der Vorruhestandsregelung von dem SMP er­
gibt sich aus der Ineffizienz einer starren Verknüpfung von Frühverren­
tung und Flächenstillegung. Die im SMP vorgesehene obligatorische Kopp­
lung beeinträchtigt die struktur- und sozialpolitische Effizienz der 
Maßnahme insofern, als diejenigen Landwirte, die zwar zu einer vorzeiti­
gen Betriebsauflösung bereit sind, ihre Flächen aber nicht stillegen 
wollen, auch das Vorziehen der Betriebsaufgabe unterlassen. 

In jedem Fall anzustreben wäre eine Abstimmung der Vorruhestandsregelung 
mit der Agrarumweltpolitik, die konzeptionell und in der praktischen An­
wendung weiterentwickelt werden müßte. Ihrer Umsetzung könnte auf den 
durch die Vorruhestandsregelung frei werdenden Eigentumsflächen Priorität 
eingeräumt werden, indem Umweltaspekte sowohl bei Verpachtung als auch 
bei Veräußerung von Eigentumsflächen vorrangig berücksichtigt würden, 
beispielsweise durch eine entsprechende Ausgestaltung der Pachtverträge 
bzw. Einräumung eines Vorkaufsrechts für die mit Umweltschutzaufgaben be­
auftragten Stellen. Aus den Auflagen entstehende wirtschaftliche Nach­
teile des Verpächters bzw. Veräußerers wären auszugleichen und die er­
worbenen Flächen unmittelbar oder mittelbar (Tausch) für Umweltbelange 
zu verwenden. Es ist offensichtlich, daß als Sekundäreffekt mit einer um­
fassenden Berücksichtigung von Umweltaspekten zweifellos in erheblichem 
Umfang Marktentlastungen einhergehen würden. 

Im Rahmen einer Vorruhestandsregelung für Landwirte wäre es empfehlens­
wert, mit dauerhaften, d.h. auch über das reguläre Renteneintrittsalter 
hinausgehenden Altersgeldzuschlägen zu operieren, ihre Gewährung aber 
gleichzeitig von einer frühzeitigen Option der Landwirte zugunsten einer 
späteren Betriebsauflösung abhängig zu machen. Die hinter diesem Konzept 
stehenden sozial- und strukturpolitischen Oberlegungen sind an a.nderer 
Stelle ausführlich dargestellt worden (vgl. HAGEDORN und KLARE, 5). 
Allerdings gibt es in der Landwirtschaft auch Gruppen, die sowohl struk­
tur- als auch sozialpolitisch mit einer neuen Landabgaberente allein 
nicht zu erreichen sind. Daher bedarf es zusätzlicher soziostruktureller 
Maßnahmen, die auf diese Gruppen ausgerichtet sind. 

Als erste soziostrukturelle Maßnahme wäre wieder eine attraktive Umschu­
lungsförderung gemäß §§ 47-49 des Arbeitsförderungsgesetzes vorzusehen, 
denn seit den Sparmaßnahmen im Jahre 1982 erhalten Landwirte zwar noch 
die Umschulungskosten erstattet, aber kein Unterhaltsgeld mehr, so daß 
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ihnen der Anreiz zur Umschulung weitgehend genommen worden ist. Als 
zweite soziostrukturelle Maßnahme wäre die Ausweitung des bisher nur 
selbständigen Landwirten gewährten Zuschusses zur Nachentrichtung von 
Beiträgen an die gesetzliche Rentenversicherung gemäß §§ 47-50 GAL auf 
ehemalige mitarbeitende Familienangehörige einschließlich Hofnachfolger 
zu erwägen. Als dritte soziostrukturelle Maßnahme wäre zu überlegen, ob 
man neben der eben erörterten Bezuschussung der Beitragsnachentrichtung, 
die das Einkommen der Begünstigten nicht in der aktuellen Situation, son­
dern erst im Alter erhöht, ein unmittelbar einkommenswirksames Instrument 
einsetzen sollte. Eine solche Mobilitätsprämie und -hilfe könnte der an­
gestrebten Doppelfunktibn entsprechend als finanzieller Mobilitätsanreiz 
und zugleich als soziale Absicherung des Mobilitätsprozesses ausgestal­
tet werden. Zu diesem Zweck wäre z.B. zu erwägen, ob man die neu einge­
führte Junglandwirteförderung nicht besser in eine Ausstiegshilfe für 
Hofnachfolger und Junglandwirte umwandeln und entsprechend umgestalten 
sollte. 
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